
S 13 AL 369/19 Verkündet am 08.03.2021 

Justiz beschäftigte 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

SOZIALGERICHT FÜR DAS SAARLAND 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

In dem Rechtsstreit 

 

Prozessbevollmächtigte/r: 

- Kläger­

DGB-Rechtsschutz GmbH Büro Saarbrücken, 
Fritz-Dobisch-Str. 5, 66111 Saarbrücken, 

gegen 

- Beklagte -

hat die 13. Kammer des Sozialgerichts für das Saarland auf die mündliche 
Ver­handlung vom 8. März 2021 durch die Richterin ..., den ehrenamtlichen 
Richter Herr ... und den ehrenamtlichen Richter Herr ...

für R e c h t erkannt: 

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu ers:tatten.
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Tatbestand 

Der Kläger wendet sich gegen die Ablehnung der Zahlung von Arbeitslosengeld. 

Der am 07.02.1960 geborene Kläger war vom 01.05.1989 bis zum 30.09.2017 bei 

der Fa. B. in H. als Montagemechaniker/Anlagenmonteur beschäftigt. Am 

22.06.2017 schloss der Kläger mit seinem damaligen Arbeitgeber einen 

Aufhebungsvertrag, wonach das Arbeitsverhältnis zum 30.09.2017 endete und 

der Kläger eine Abfindung in Höhe von 200.173,00 EUR brutto erhielt. Auf die 

Einzelheiten des Aufhebungsvertrages wird vollumfänglich Bezug genommen. 

Nach Aktenlage meldete sich der Kläger am 18.10.2018 bei der Beklagten persön­

lich arbeitslos mit Wirkung zum 01.01.2019. 

Mit Bescheid vom 08.11.2018 lehnte die Beklagte den Antrag auf Arbeitslosen­

geld ab. In den letzten zwei Jahren vor dem 18.10.2018 sei der Kläger weniger als 

zwölf Monate versicherungspflichtig gewesen und habe die Anwartschaftszeit da­

her nicht erfüllt(§ 142 und 143 SGB III). 

Hiergegen erhob der Kläger mit Schreiben vom 23.11.2018 fristwahrend Wider­

spruch, der von der Verfahrensbevollmächtigten des Klägers mit weiterem 

Schreiben vom 26.02.2019 dahingehend begründet wurde, dass der Kläger sich 

bereits am 03.09.2018 entsprechend der Beratung bei Beendigung des Arbeits­

verhältnisses persönlich arbeitssuchend ohne Leistungsbezug gemeldet habe, da 

laut der Steuerberaterin die Auszahlung des Arbeitslosengeldes zum 01.01.2019 

habe erfolgen sollen. Der Antrag sei jedoch von der Mitarbeiterin der Beklagten 

nicht entgegengenommen worden. Bei Antragstellung an diesem Tag mit soforti­

ger Wirkung, spätestens zum 01.10.2018, hätte der Kläger im Rahmen der laufen­

den Rahmenfrist noch ausreichend Versicherungszeiten aus der Vorbeschäftigung 

bei der Fa. B. gehabt und hätte somit den Anspruch auf Arbeitslosengeld rea­

lisieren können. Auf diesen Umstand sei der Kläger jedoch nicht hingewiesen 

worden, insbesondere sei der für die nächsten Tage zugesicherte Rückruf nicht 

erfolgt. Spätestens bei diesem Rückruf wäre bei Offenlegung der Daten bzgl. Be-



- 3 -

endigung des Arbeitsverhältnisses und des Datums der ersten Vorsprache mit 

Leistungsbeantragung bei der Beklagten in H. im Rahmen der jeder deut­schen 

Behörde obliegenden Aufklärungs- und Beratungspflicht auch ohne tiefgrei­fende 

Kenntnisse des SGB III leicht erkennbar gewesen, dass der Kläger einen 

Antrag ins leere habe stellen wollen, da dieser aufgrund der Rechtslage niemals 

zu einem Leistungsbezug habe führen können. Die Mitarbeiterin der Beklagten 

habe dem Kläger jedoch eröffnet, dass der Antrag auf Gewährung von Arbeitslo­

sengeld erst innerhalb einer Frist von drei Monaten vor dem gewünschten Start 

· des Arbeitslosengeldbezuges eingereicht werden könne .. Diese Auskunft sei aller­

dings falsch gewesen. Der Kläger habe nur die Verpflichtung sich spätestens drei 

Monate vor dem Leistungsbezug bei der Beklagten persönlich arbeitslos zu mel­

den, was der Klijger am 03.09.2018 getan habe. Nachdem der am 03.09.2018 zu­

gesicherte Rückruf nicht erfolgt sei, habe der Kläger sich an die Hotline der Be­

klagten gewandt. Hier sei ebenfalls kein Hinweis erfolgt, dass ein gewünschter 

Beginn zum 01.01.2019 nicht realisierbar sei. Der Kläger sei nochmals an die Be­

klagte verwiesen worc:len, wo er am 18.10.2018 erneut vorgesprochen habe und 

erneut Arbeitslosengeld in der, nach seiner Auffassung zulässigen Form ab dem 

01.01.2019 beantragt habe. Nunmehr sei der Antrag auch entgegengenommen 

worden und mit dem angefochtenen Bescheid zurückgewiesen worden. Dem Klä­

ger stehe nach alledem der öff!3ntlich-rechtliche Wiederherstellungsanspruch zur 

Seite.

Mit Widerspruchsb�scheid vom 03.04.2019 wies die Beklagte den Widerspruch 

als unbegründet zurück. Eine Nachfrage bei der Rechtsbehelfsstelle der Agentur 

für Arbeit in der Geschäftsstelle in H. habe ergeben (vgl. Stellung­nahme von 

Frau S. vom 15.03.2019), dass ausgeschlossen werden kön­ne, dass der Kläger 

sich am 03.09.2018 arbeitsuchend bzw. arbeitslos gemeldet habe. überdies 

seien die Ausführungen des Klägers, dass die Mitarbeiterin des Beklagten 

angegeben habe, dass er seinen Antrag frühestens drei Monate vor Beginn 

des Arbeitslosengeldbezuges einreichen könne und daher die Annahme des 

Antrages verweigert habe, nicht zutreffend. Sein Anliegen sei lediglich die Klä­rung 

verschiedener Fragen zum Anspruch gewesen. Da der Kläger bei mehreren 

Rückrufversuchen am 03.09.2018 weder auf dem Festnetz noch auf seiner Mobil­

nummer habe erreicht werden können, habe eine Klärung seines Anliegens nicht




















